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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 

 

Solidaritätsbeitrag an Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und 
Fremdplatzierungen – Startschuss für Vernehmlassung 

Die fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 sind eines der dun-
kelsten Kapitel der Schweizer Sozialgeschichte. Zu den Betroffenen zählen etwa Verdingkinder, 
Heimkinder oder sogenannte «administrativ Versorgte». Das geschehene Unrecht und das im-
mense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern. Auf Bundesebene wurden 
gesetzliche Grundlagen für eine umfassende gesellschaftliche und individuelle Aufarbeitung der 
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 und zur Ausrichtung 
von finanziellen Leistungen – namentlich in Form eines Solidaritätsbeitrages zugunsten der Op-
fer – geschaffen. Der Solidaritätsbeitrag soll ein Zeichen der Anerkennung des erlittenen Un-
rechts sowie Ausdruck gesellschaftlicher Solidarität sein. 
 
Der Regierungsrat schlägt vor, zur Anerkennung des durch die Behörden im Kanton Schaffhau-
sen erlittenen Unrechts auf kantonaler Ebene ebenfalls eine gesetzliche Grundlage für einen 
kantonalen Solidaritätsbeitrag zu schaffen. 
 
Der Gesetzesentwurf sieht einen Solidaritätsbeitrag für Personen vor, die von einer fürsorgeri-
schen Zwangsmassnahme oder Fremdplatzierung vor 1981 betroffen sind, welche von einer 
Behörde im Kanton Schaffhausen veranlasst wurde. Der Veranlassung gleichgestellt ist der Voll-
zug oder die Beauftragung oder die Aufsicht des Vollzugs durch eine Behörde im Kanton Schaff-
hausen. Der Beitrag soll – analog dem Solidaritätsbeitrag des Bundes – 25'000 Franken pro 
beitragsberechtigte Person betragen. Die für den Vollzug des Gesetzes zuständige Behörde soll 
das kantonale Sozialamt sein. Die Kosten für die Finanzierung des Solidaritätsbeitrags sollen 
die Gemeinden und der Kanton je zur Hälfte tragen. 
 
Die Vorlage geht bis 28. Oktober 2024 bei den Gemeinden, Parteien und Organisationen in die 
Vernehmlassung.  
 
 
Schaffhausen, 29. August 2024          Staatskanzlei Schaffhausen 
 
 
Weitere Auskünfte:  
Walter Vogelsanger, Vorsteher des Departements des Innern, 052 632 74 60 (13.00 - 13.30 Uhr) 
Andi Kunz, Leiter Sozialamt, 052 632 73 83 (13.00 - 13.30 Uhr) 

 


